BREMISCHE BURGERSCHAFT Drs. 20/5 S
Stadtblrgerschaft
20. Wahlperiode 11.06.19

Mitteilung des Senats
an die Stadtburgerschaft
vom 11. Juni 2019

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140

(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fir die Errichtung von Wohngeb&uden an
der Seewenjestralle zwischen der Weichselstrale, der Bromberger Stral3e und der
Lissaer Straf3e in Bremen Gropelingen

(Bearbeitungsstand: 25.03.2019)

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung fir das oben néher bezeichnete Gebiet wird der
vorhabenbezogene Bebauungsplan 140 (Bearbeitungsstand: 25.03.2019) vorgelegt.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat
hierzu am 2. Mai 2019 den als Anlage beigefligten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefiigt, in der die eingegangenen datengeschitzten
Stellungnahmen einschlieBlich der hierzu abgegebenen Stellungnahmen der Deputation fr
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft enthalten sind.*

Der Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und
Landwirtschaft wird der Stadtblrgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schlief3t sich dem Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft einschlie3lich Anlage zum Bericht an und
bittet die Stadtburgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140 in Kenntnis der
eingegangenen Stellungnahmen zu beschlieRen.

) Die Anlage zu dem Bericht der stadtischen Deputation fiir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft ist nur den Abgeordneten der Stadtbirgerschaft zugénglich und liegt zur
Einsichtnahme in der Birgerschaftskanzlei aus
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Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140

(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fir die Errichtung von Wohngeb&uden an
der Seewenjestrale zwischen der Weichselstrale, der Bromberger Strale und der
Lissaer Stralie in Bremen Gropelingen

(Bearbeitungsstand: 25.03.2019)

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft legt
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140 (Bearbeitungsstand: 25.03.2019) und die
entsprechende Begrindung vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1.

Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 01. November 2018 beschlossen, dass fur das Plangebiet der vorhabenbezogene
Bebauungsplan 140 aufgestellt werden soll (Planaufstellungsbeschluss). Dieser
Beschluss ist am 10. November 2018 bekannt gemacht worden. Bei dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140 handelt es sich um einen Plan der
Innenentwicklung (8 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1
BauGB fur ein ,beschleunigtes Verfahren® liegen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1la BauGB
sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und bertcksichtigt worden.

Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140 ist am 19. Juni 2018 vom Ortsamt West
eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleitplanung in einer 6ffentlichen
Einwohnerversammlung durchgefiihrt worden. Anderungen in den Planungszielen haben
sich auf Grund der Einwohnerversammlung nicht ergeben.

Frihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach 8§ 4
Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
140 ist am 24. Mai 2018 die friihzeitige Behordenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB
durchgefuhrt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Gleichzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
8§ 4a Abs. 2 BauGB und 6ffentliche Auslegung gemaR 8 3 Abs. 2 BauGB

Die ¢ffentliche Auslegung gemaf 8§ 3 Abs. 2 BauGB und die Anhérung der zustandigen
Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sind fur
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den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140 gleichzeitig durchgefiihrt worden (8§ 4a
Abs. 2 BauGB).

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 01. November 2018 beschlossen, den Entwurf zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 140 mit Begriindung 6ffentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begrindung hat vom 20. November 2018 bis 20. Dezember 2018
gemal §3 Abs.2 BauGB beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr offentlich
ausgelegen. Zugleich hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit
Begriindung im Ortsamt West Kenntnis zu nehmen.

Durch die Auslegungsbekanntmachung vom 10. November 2018 im Weser-Kurier sind die
Birger*innen / Anwohner*innen méglicherweise nicht hinreichend tber das Bauvorhaben
und den Planbereich informiert worden — insbesondere konnten ggf. die von der Planung
Betroffenen nicht ohne weiteres erkennen, fir welchen raumlichen Bereich der
Bebauungsplan aufgestellt werden soll.

Die offentliche Auslegung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 140 mit demselben
Planinhalt  (Bearbeitungsstand: 04.10.2018) wurde deshalb wiederholt. Die
entsprechende Bekanntmachung ist mit einer prazisierenden Gebietsbeschreibung
aktualisiert worden.

Da die Gebietsbeschreibung der amtlichen Bekanntmachung nicht eindeutig war und die
Burger*innen / Anwohner*innen moéglicherweise nicht hinreichend liber das Bauvorhaben
und den Planbereich informiert worden sind, wurde die 6ffentliche Auslegung sowie die
Anhdrung der zustandigen Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange mit
demselben Planinhalt wiederholt. Die wiederholte o6ffentliche Auslegung des
Planentwurfes mit Begriindung ist vom 4. Februar 2019 bis 6. Marz 2019 gemal3 § 3
Abs. 2 BauGB beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr wiederholt worden. Zugleich
hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begriindung im Ortsamt West
Kenntnis zu nehmen.

Ergebnis der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange und der
offentlichen Auslegung

Einige Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Hinweise vorgebracht,
die zu Erganzungen des Planentwurfes und der Begrindung gefuhrt haben. Auf den
Gliederungspunkt 7. dieses Berichtes wird verwiesen.

Nach Klarung bestimmter Fragen haben die lbrigen Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen.

Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der 6ffentlichen Auslegung sind Stellungnahmen aus der Offentlichkeit
eingegangen. Diese Stellungnahmen sowie die dazu abgegebenen Empfehlungen der
Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft sind
in der Anlage zum Bericht der Deputation aufgefuhrt. Hierauf wird verwiesen.
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Anderungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der 6ffentlichen Auslegung
Anpassungen des Planentwurfs

= Nach der 6ffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefuhrten
Behdrdenbeteiligung wurde die Gebietsbeschreibung prazisiert.

= Die textliche Festsetzung Nr. 6.1 des Entwurfs des Bebauungsplans
(Bearbeitungsstand: 04.10.2018) wurde mangels Erforderlichkeit gestrichen. Die
Orientierungswerte der DIN18005 (,Schallschutz im Stadtebau®) werden fir die
Tagwerte eingehalten. Die Nummerierungen der textlichen Festsetzungen zum
Schallschutz wurden entsprechend angepasst.

= In der textlichen Festsetzung Nr. 6.2 wurde die Angabe der Himmelsrichtung von
nordwestlich zu norddstlich korrigiert.

Der Bebauungsplanentwurf (Bearbeitungsstand: 25.03.2019) enthalt die vorgenannte
Anpassung.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der vorgenannten Plananpassung (Bearbeitungsstand: 25.03.2019)
zuzustimmen.

Anpassung und Ergdnzung der Begriindung

Aufgrund von Hinweisen im Rahmen der Behdrdenbeteiligung wurde die Begriindung
entsprechend Uberarbeitet:

= Es wurde im Kapitel C 2) ,MaR der baulichen Nutzung und Uberbaubare
Grundstucksflache® ein zusatzlicher Absatz hinzugefiigt, der beschreibt, warum
im Bebauungsplan auf die Festsetzung einer Geschossflachenzahl (GFZ)
verzichtet wurde.

= Aufgrund des Wegfalls der textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 (vgl. oben) wurden
unter Kapitel C 5) ,La&rm*“ sowie unter Kapitel D) ,Immissionen” entsprechende
Aktualisierungen vorgenommen. Des Weiteren wurde unter Bezugnahme auf die
textliche Festsetzung Nr. 6.2 die Himmelsrichtung von nordwestlich zu
norddstlich korrigiert.

= Es wurde unter D) Umweltbelange im Kapitel ,Baum-, Arten- und Biotopschutz*
die Anzahl der zu tberplanenden Baume von vier auf finf Baume geandert.

= Unter Kapitel D) Umweltbelange wurden die Altlastenproblematik, die damit
einhergehenden Untersuchungen sowie die erforderliche Bodensanierung
beschrieben.

Im Ubrigen wurde die Begriindung redaktionell tiberarbeitet.

Die beigefiigte Begrindung (Bearbeitungsstand: 25.03.2019) enthalt die vorgenannten
Anpassungen und Erganzungen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der erganzten Begrindung (Bearbeitungsstand: 25.03.2019) zuzustimmen.
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Absehen von erneuter 6ffentlicher Auslegung

Durch die nach der 6ffentlichen Auslegung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
140 erfolgte Prazisierung der Gebietsbeschreibung sowie den Wegfall der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 sind die Grundziige der Planung nicht berihrt worden.

Unter dieser Voraussetzung ist eine erneute Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit
und die Einholung der Stellungnahmen der berthrten Behdérden und sonstigen Tréager
offentlicher Belange gem. § 4 a Abs. 3 Satz 4 BauGB entbehrlich.

Stellungnahme des Beirates

Das Ortsamt West hat im Rahmen der Tragerbeteiligung mitgeteilt, dass seitens des
Beirats Gropelingen keine Einwdnde gegen den Vorhaben- und ErschlieBungsplan
bestehen.

Beschluss

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
bittet den Senat und die Stadtburgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140
(zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fur die Errichtung von Wohngebduden an
der Seewenjestrale zwischen der Weichselstral’e, der Bromberger Strae und der
Lissaer StralRe in Bremen Gropelingen (Bearbeitungsstand: 25.03.2019) zu beschliel3en.

Vorsitzender Senator
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Begriindung

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140

(gleichzeitig Vorhaben- und ErschlieRungsplan)

far die Errichtung von Wohngeb&auden an der Seewenjestrale zwischen der
WeichselstralRe, der Bromberger Strale und der Lissaer Stral3e in Bremen
Gropelingen

(Bearbeitungsstand: 25.03.2019)

A) Plangebiet

Das rd. 4.730 m2 grol3e Plangebiet liegt im Stadtteil Gropelingen im Ortsteil Gropelingen
und umfasst die Flurstiicke 33/8, 33/22, 38/6 sowie 38/8 (Gemarkung VR 26, Flur 36).
Es wird stiddstlich durch einen Parkplatz eines angrenzenden Nahversorgers, im Norden
und Westen durch angrenzende Wohnbebauung und im Siddwesten durch die
Seewenjestralle begrenzt. MaRRgeblich fur den Geltungsbereich ist die Abgrenzung in

e >

Abb. 1 Lage des Plangebietes (gestrichelte Linie)
(Quelle Plangrundlage: ABK 5, Geolnformation Bremen)

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1. Entwicklung und Zustand

Auf dem Plangebiet befindet sich zurzeit eine Garagenanlage mit insgesamt 89
Fertiggaragen. Im stidwestlichen Bereich stand bis vor einigen Jahren eine Tankstelle,
die bereits abgerissen wurde. Im Zuge dessen wurde der Boden ganzheitlich abgetragen
und austauscht. Das Plangebiet ist, bis auf den vorderen Bereich, fast vollstandig
versiegelt. Entlang der nordwestlichen und stdostlichen Grundsticksgrenze befinden
sich mehrere groRRkronige Laub- und Nadelbdume, teilweise auf dem Grundstiick.
Einzelne Baumkronen von benachbarten Grundstiicken ragen in das Plangebiet hinein.

2.  Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan Bremen stellt den Planbereich als Wohnbauflache dar.
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Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 1075 vom 03.05.1979.
Dieser setzt ein Mischgebiet gemaf § 6 BauNVO fest. Es sind Geb&ude mit max. einem
Vollgeschoss im hinteren und max. zwei Vollgeschosse im vorderen Plangebietsbereich
zulassig.

Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Die gemeinnitzige Waller Beschéaftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft GmbH
(WaBeQ) plant entlang der Seewenjestral3e das Wohnbauprojekt "Wohnen in Vielfalt".
Die Vorhabenplanung sieht die Errichtung von mehreren Wohngeb&auden mit Gber 70
Wohneinheiten vor. Zusatzlich ist die Errichtung von Raumen fir kirchliche, kulturelle,
soziale oder gesundheitliche Zwecke vorgesehen. Von den Wohneinheiten werden zehn
von der Lebenshilfe genutzt, um Wohnmaoglichkeiten fir Menschen mit Behinderung zu
schaffen. Das Vorhaben soll dazu dienen, dem wachsenden Bedarf an Wohnraum im
Stadtteil Gropelingen nachzukommen. 25 % der Wohnungen werden nach den
Richtlinien zur Wohnbauférderung in Bremen errichtet.

Mit der Planung werden neben der Bereitstellung von Flachen fur den Wohnungsbau
weitere Ziele verfolgt:

e Stadtebauliche Aufwertung und Fassung der Seewenjestral3e

e Bereitstellung von Qualifizierungs- und Weiterbildungsangeboten wahrend des
Neubauvorhabens aufgrund des Tatigkeitsspektrums der WaBeQ

e Schaffung von hochwertigen Innenhdfen, die von den Bewohnerinnen und
Bewohnern fir verschiedene Aktivitaten genutzt werden kdnnen

Planungsverfahren

Mit Realisierung des Vorhabens wird eine innerstadtische Garagenhofanlage
aufgegeben und abgebrochen, um neuen Wohnraum zu schaffen. Die Planung stellt
eine Mallnahme der Innenentwicklung dar und dient einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung, die auf eine Begrenzung des Freiflachenverbrauchs abzielt. Die
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans erfolgt daher auf Grundlage des
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) im beschleunigten Verfahren ("Bebauungsplan der
Innenentwicklung"). Die Voraussetzungen hierfur liegen vor, denn das Plangebiet
befindet sich in einem von Siedlungstatigkeit gepragten Gebiet der Stadt und die
Uberbaubare Grundstiucksflache im Sinne von 8 19 Abs. 2 BauNVO betragt weniger als
20.000 mz.

Die Planung begrindet auch nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, die eine
Umweltvertraglichkeitsprifung nach der Anlage 1 zum UVPG
(Umweltvertraglichkeitspriufungsgesetz) bzw. nach Landesgesetz erfordern und bereitet
diese auch nicht vor. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintréchtigung
der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzguter oder dass bei der Planung
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfallen
nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Eingriffe in Natur und Landschatft, die aufgrund der Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes zu prifen sind, bestehen nicht, denn die bisher bestehende
Garagenhofanlage versiegelt das Plangebiet vollstandig.
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Planinhalt

Die Vorhabenplanung sieht die Schaffung von mehreren Wohngeb&uden vor, die
zusammen drei innenliegende Hdofe bilden. Diese sollen einerseits als Treffpunkt fur die
kunftigen Bewohnerinnen und Bewohner sowie anderseits als Spielplatzflachen fir
Kinder dienen.

Ein zentraler ErschlieBungsweg fuhrt von der SeewenjestralBe durch die
Geb&udedurchfahrt in den hinteren Bereich des Grundstiicks und erschliel3t dabei die
weiteren Gebaude des Neubauvorhabens. Dieser Privatweg dient zusatzlich als
Feuerwehrzufahrt sowie als Aufstellflache (siehe Anlage 1 und 2).

Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung wird ein Allgemeines Wohngebiet gemaf? § 4 BauNVO
festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. Die gewéhlte
Gebietsausweisung tragt der durch Wohnnutzung gepragten Struktur im Umfeld des
Plangebietes Rechnung.

In dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 140 wird mit der Festsetzung eines
Allgemeinen Wohngebietes ein Baugebiet nach der BauNVO ausgewiesen. Im Sinne
von 8§ 12 Abs. 3a BauGB wird festgesetzt, dass im Geltungsbereich des Vorhaben- und
ErschlielBungsplanes im Rahmen der ausgewiesenen Nutzungen nur solche Vorhaben
zuldssig sind, zu deren Durchfihrung sich die Vorhabentragerin im
Durchfuhrungsvertrag verpflichtet hat. Die Festsetzung ist somit Grundlage fir eine
weitergehende Konkretisierung des Vorhabens, die im Durchfihrungsvertrag erfolgt.

Im Allgemeinen Wohngebiet sind die ansonsten ausnahmsweise zulédssigen Betriebe
des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende  Gewerbebetriebe,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zuldssig. Diese Nutzungen werden nicht
zugelassen, da sie Zielverkehre auslésen, die zu einem hdheren Verkehrsaufkommen
in dem Plangebiet fihren wirden. Ziel der Planung ist jedoch, moglichst wenig Verkehr
zu generieren. Zudem konnen die vorgenannten Nutzungen auch in den Abendstunden
gedffnet sein, so dass Konfliktsituationen mit dem Wohnen nicht ausgeschlossen
werden koénnen.

Angrenzend zum Plangebiet befindet sich im Norden und Nordwesten ein Allgemeines
Wohngebiet, im Siidwesten eine Mischgebietsflache und stidostlich zum Plangebiet ein
Gewerbegebiet (B-Plan 1075). Innerhalb dieses Gebietes sind nur solche Betriebe,
Betriebsteile und Anlagen zulassig, die benachbarte Gebiete nicht wesentlich stdren.
Hierdurch ist innerhalb des Gewerbegebietes die Nutzungsauswahl zum Schutz der
umliegenden Wohnnutzungen eingeschrankt. Nutzungskonflikte sind daher nicht zu
erwarten.

Malf3 der baulichen Nutzung und tberbaubare Grundstiicksflache

Das MalR der baulichen Nutzung orientiert sich an der stadtebaulichen Konzeption, die
wiederum auf die Bestandssituation und die Umgebungsgebdude eingeht. Es wird
insgesamt beschrankt durch die Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) sowie der
maximalen Gebaudehdhe als Gebaudeoberkante.

Fur das Allgemeine Wohngebiet wird eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt.
Hierdurch wird eine dem Ort angemessene Dichte erzeugt, die dem stadtebaulichen
Entwurf entspricht und zugleich ausreichend FreirAume flir ein durchgruntes
Neubauvorhaben schafft. Gemafl § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulassige Grundflache
durch Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen um bis
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zu 50%, maximal jedoch bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,6, Uberschritten
werden.

Eine Geschossflachenzahl (GFZ) wird im Bebauungsplan nicht festgesetzt, da die
bauliche Dichte Uber die GRZ und die maximale Geb&udehthe bestimmt wird.
Rechnerisch wird die GFZ-Obergrenze fir Allgemeine Wohngebiete nach § 17 BauNVO
Uberschritten. Die Obergrenze liegt bei einer GFZ 1,2, die Planung erméglicht eine GFZ
von rd. 1,3. Die geringfiigige Uberschreitung der GFZ wird stadtebaulich fur vertretbar
gehalten, denn zum einen verlauft parallel zur Seewenjestral3e in einer Entfernung von
rd. 150 m zum Plangebiet der Grinzug West, der den neuen Bewohnern als
Naherholungsraum dient. Zum anderen erfolgt innerhalb des Plangebietes die Anlage
von gemeinschaftlichen Freirdumen, wie z.B. zwei Spielflachen, die allen Bewohnern zur
Verfiigung stehen. Eine Beeintréchtigung der gesunden Wohnverhéltnisse oder sonstige
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind daher nicht zu erwarten.

Die im Bebauungsplan festgesetzten Gebaudehdéhen leiten sich aus der stadtebaulichen
Konzeption ab. Der Bezugspunkt fur die Hohenbestimmung ist der in der Planzeichnung
auBBerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans dargestellte Punkt Gber Normalnull. Um
eine gewisse Flexibilitit zu ermdglichen, sind Uberschreitungen der festgesetzten
Hohen um bis zu 0,5 m zulassig.

Zur Sicherung der Vorhabenplanung kénnen die Oberkanten baulicher Anlagen im
sitdlichen Bereich max. 16,5 m und im nordlichen Bereich 12,5 m betragen. Dies
entspricht bei der Vorhabenplanung einer Vollgeschossanzahl von vier im sidlichen und
drei im noérdlichen Bereich, jeweils inklusive eines Dachgeschosses.

Die textliche Festsetzung Nr. 7 ermdglicht, dass fir untergeordnete technische
Aufbauten und Treppenausstiege eine Uberschreitung der maximalen Gebaudehthe um
1,5 m zugelassen werden kann. Voraussetzung fur diesen Genehmigungsvorbehalt ist,
dass die technischen Aufbauten um mindestens 2,0 m von der Gebaudeauf3enkante des
obersten Geschosses abriicken. Durch den Abstand von der Au3enkante des Gebaudes
soll die Sichtbarkeit und damit die stadtebauliche Wirkung der Aufbauten vom
offentlichen Raum aus beschrankt werden. Grundsatzlich sind technische Aufbauten,
mit Ausnahme von Solaranlagen und Treppenausstiegen, einzuhausen. Nahere
Regelungen werden im Durchfiihrungsvertrag getroffen

Zur Sicherung der stadtebaulichen Konzeption wird die Gberbaubare Grundsticksflache
durch die Festsetzung von Baugrenzen vorgegeben. Die stadtebauliche Konzeption
sieht vor, dass Teile der Gebaudefassaden zurtickspringen und die Dachhdhen sich
unterschiedlich gestalten. Die Baugrenzen orientieren sich an den geplanten
Baukdrpern, bieten aber auch etwas Spielraum fur flexible Gestaltungskonzeptionen im
Rahmen der Genehmigungsplanung.

Der Bebauungsplan bestimmt des Weiteren, dass Stellplatze sowie Flachen fur die
Mullentsorgung nur innerhalb der Giberbaubaren Grundsticksflache sowie innerhalb der
jeweils fur sie festgesetzten Flachen zulassig sind. Mit diesen Festsetzungen erfolgt eine
Gliederung in eine ErschlieBungs- und Stellplatzflache sowie in eine unbebaute
Freiflache. Nahere Regelungen hierzu erfolgen im Durchfiihrungsvertrag.

Verkehrliche ErschlieBung, Stellplatze, Mobilitatskonzept und Garagenhof
Seewenjestralle

Verkehrliche ErschlieBung

Die Erschlie3ung des Neubauvorhabens erfolgt Uber die Seewenjestral3e. Die Planung
sient fur die innere Erschliefung vor, einen privaten ErschlieBungsweg fir das
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Neubauvorhaben herzustellen. Dieser fiihrt durch eine Geb&dudedurchfahrt im stdlichen
Planbereich in den mittleren und hinteren Bereich des Grundstiicks und erschliel3t die
Gebaude sowie die zentrale Stellplatzanlage des Neubauvorhabens. Der
stadtebaulichen Konzeption und der ErschlieBungsplanung folgend, ist der Ein- und
Ausfahrtsbereich zeichnerisch festgesetzt. Aul3erhalb dieses Bereichs sind Zufahrten
nicht zuldssig.

Private Pflichtstellplatze

Die Unterbringung der Pkw-Stellplatze ist in einer zentral im Plangebiet gelegenen
Stellplatzanlage vorgesehen. Ziel der Planung ist es, auf Grundlage eines
Mobilitatskonzeptes fir die Wohnnutzungen 20 % der nach Stellplatzsortsgesetz
Bremen (StellplOG) erforderlichen Stellplatze innerhalb des Plangebietes herzustellen.
Fur die weiteren zulassigen Nutzungen sind ergénzend Stellplatze herzustellen.

Der Standort an der Seewenjestrale bietet aufgrund seiner Nahe zur rd. 50 m entfernten
Busstation ,In den Barken®, zur rd. 400 m entfernten Stral3enbahn- und Busstation
.MoorstraRe* sowie zu den nahgelegenen Nahversorgungseinrichtungen und sozialen
Einrichtungen (Kita, Schulen) sehr gute Voraussetzungen zur Reduzierung des
motorisierten Individualverkehrs sowie zur Starkung des Umweltverbundes. Daher
sollen fur das Neubauvorhaben an der SeewenjestraRe auf Grundlage von § 9
Stellplatzortsgesetz mit einem Mobilitatskonzept die erforderlichen Pflichtstellplatze auf
ca. 20 % reduziert werden. Auf dem Vorhabengrundsttick ist zurzeit die Herstellung von
vierzehn Stellplatzen vorgesehen. Hiervon werden zwei Stellplatze behindertengerecht
hergerichtet.

Mobilitdtskonzept

Das vorgesehene Mobilitatskonzept soll einen Beitrag zur Verringerung des Kifz-
Verkehrs im Ortsteil leisten. Hierbei werden fiir die neuen Bewohnerinnen und Bewohner
Anreize geschaffen, um auf einen eigenen Pkw zu verzichten und die Angebote der
BSAG sowie der Carsharing-Anbieter zu nutzen. Den zukunftigen Bewohnerinnen und
Bewohnern kdnnten z.B. Zeitkarten der BSAG sowie Mitgliedschaften von Carsharing-
Dienstleistern zur Verfigung gestellt werden. Die Zeitkarten wirden dann von der
Vorhabentragerin in Héhe der Ablésesummen fir die nicht hergestellten Pflichtstellplatze
finanziert. Die Reduzierung des notwendigen Stellplatzschlissels soll den
Mobilitatsanspriichen der Zielgruppen gerecht und durch umweltfreundliche Angebote
unterstitzt werden.

Zu dem Mobilitdtskonzept z&hlt auch die Herstellung einer zentralen Stellplatzanlage fur
Fahrrader, Flachen fur Fahrradanhanger sowie dezentrale Fahrradabstellanlagen vor
den einzelnen Gebauden.

Die Vorhabentrégerin verpflichtet sich im Durchfuhrungsvertrag ein Mobilitatskonzept zu
erstellen und dieses mit den Bauantragsunterlagen vorzulegen.

Besucherstellplatze

Fur das Bauvorhaben werden rund 21 zusatzliche Besucherstellplatze im 6ffentlichen
Raum bendétigt. Die Quote betragt dabei 30 % pro Wohneinheit.

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans ist durch ein Verkehrsplanungsbiiro
die Leistungsfahigkeit und Aufnahmequalitat des o6ffentlichen Stral3enraumes innerhalb
einer 200 m fulRlaufigen Entfernung vom Plangebiet untersucht worden (,Parkraum-
untersuchung im Umfeld der Seewenjestral’e 83“; BMO Stadt und Verkehr; Bremen,
Bearbeitungsstand V1.03). Die Untersuchung erfolgte methodisch auf Grundlage einer
kleinrAumigen Datenanalyse, einer Erfassung des offentlichen Stellplatzangebotes
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sowie einer Feststellung der Anzahl der Haushalte im Plangebietsumfeld.
Zusammenfassend kommt die Untersuchung zu folgenden Ergebnissen:

e Die Erfassung der Parkplatzauslastung ergab zum Zeitpunkt der hochsten
Auslastung um 24:00 Uhr eine Parkplatzbelegung von rd. 80 %. Hieraus ergibt
sich ein freies Parkplatzpotenzial von 77 offentlichen Parkplatzen im Umkreis
einer 200 m ful3laufigen Entfernung vom Plangebiet.

e Wahrend der Tageszeit (08:00 — 20:00 Uhr) besteht eine durchschnittliche
Parkplatzbelegung von rd. 62,25 %. Hieraus ergibt sich ein durchschnittliches
freies Parkplatzpotenzial von rd. 144 o6ffentlichen Parkplatzen im Umkreis einer
200 m fuBlaufigen Entfernung vom Plangebiet.

Da bei der Untersuchung des offentlichen Stralienraums ein freies Parkplatzpotenzial
von 77 offentlichen Parkplatzen zum Zeitpunkt der héchsten Auslastung (24:00 Uhr) und
sogar von 144 offentlichen Parkplatzen innerhalb des Tagesverlaufes festgestellt wurde,
bietet der offentliche Stralenraum eine ausreichende Anzahl von frei verfliigbaren
offentlichen Stellplatzen fur die rechnerisch erforderlichen 21 Besucherstellpléatze des
Neubauvorhabens.

Garagenhof Seewenjestrale

Die Vorhabenplanung sieht die Uberplanung eines Garagenhofs vor. Dieser stellt einen
stadtebaulichen Einzelfall im Ortsteil dar und ist als solcher zu betrachten. Der
Garagenhof liegt innerhalb einer Mischgebietsbauflache (B-Plan Nr. 1075). Auf dieser
sind neben gewerblichen Nutzungen auch Wohnnutzungen zulassig.

Mit dem Abbruch der vorhandenen Garagen werden private Stellplatze reduziert und
ggf. in den offentlichen Raum verlagert. Diese Verlagerung ist auch bei Vorhaben der
Innenentwicklung kein angestrebtes Ziel der stadtebaulichen Planung. Im vorliegenden
Fall wird jedoch der Schaffung von Wohnraum in Grépelingen eine solch hohe Prioritéat
eingerdumt, dass eine Verlagerung von privaten Stellplatzen in den 6ffentlichen Raum
fur vertretbar gehalten wird.

Der Garagenhof besteht aus insgesamt 89 Garagen in Fertigbauweise. Das
Verkehrsplanungsbtiro hat bei seiner Untersuchung 81 Garagen sichten kdnnen und
ermittelt, dass am Tag der Sichtung nur 72 Garagen von Pkws genutzt wurden. Die
Sichtung stellt eine Stichprobe dar.

Die Realisierung des Vorhabens fiihrt zum Abriss der Garagen. Es ist dabei davon
auszugehen, dass diese Mieter sich entweder eine neue Mietgarage suchen oder dass
sie ihr Fahrzeug im o6ffentlichen Raum abstellen werden, so dass der Parkraumdruck
erhoht wird. Im Zuge der Uberprifung der Garagenhofanlage wurden die Adressen der
einzelnen Garagenmieter untersucht und verortet.

Fur die verdrdngten Pkw, deren Mieter im direkten Untersuchungsgebiet der
Parkraumuntersuchung, also in einer Entfernung von 200 m zum Plangebiet, leben,
besitzt der offentliche StraBenraum eine ausreichende Anzahl von frei verfiigbaren,
offentlichen Stellplatzen. Die anderen betroffenen Mieter der Garagen, die nicht in dem
vorgenannten Umkreis leben, sind nicht weiter betrachtet worden. Sie sind fur das
Untersuchungsgebiet selbst nicht relevant.

Die vorgenannten, frei verfugbaren Stellplatze im 6ffentlichen Stral3enraum stehen also
damit nicht nur fir Besucherstellplatze des Neubauvorhabens sondern auch fir die
ehemaligen Garagenstellplatze zur Verfugung (vgl. nachfolgende Tabelle).
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Freies Stellplatzplatzpotenzial im 6ffentlichen Raum des 77
Plangebietsumfeldes zum Zeitpunkt der hochsten Auslastung (24:00 Uhr)

Anzahl der notwendigen Besucherstellplatze (71 Wohnungen x 30 %) 21
Mindestanzahl von Pkw, die auf Garagen-Mieter innerhalb des min. 43

Untersuchungsgebietes* zugelassen sind

Anzahl der restlichen freien offentlichen Stellplatze 13

* = Plangebiet inklusive eines fuRlaufigen Umgebungsbereiches von 200 m

Im Ergebnis ist festzustellen, dass der Nachweise privater Stellplatze nach StellplOG mit
einem erganzendem Mobilitdtskonzept innerhalb des Plangebiets gewéhrleistet werden
kann. Stellplatze fur Besucher sind im offentlichen Verkehrsraum ausreichend
vorhanden. Mit dem Wegfallen von gewerblich vermieteten Garagen werden Stellplatze
auf privatem Grund ggf. in den offentlichen Raum verlagert, der jedoch hierflr
ausreichend Kapazitdten hat. Die Verlagerung dieser Stellplatze in den offentlichen
Raum wird im Rahmen der Abwagung gegentiber der Schaffung von in Bremen dringend
bendtigtem Wohnraum zu Lasten von Kfz-Garagen fiir stadtebaulich vertretbar gehalten.

Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Vorhabens kann durch Anschluss an die vorhandenen
Leitungen in der Seewenjestral3e erfolgen.

Die Abfallentsorgung des Neubauvorhabens erfolgt Uber die Seewenjestral3e. Eine
Abfallsammelstelle soll im sidwestlichen Eingangsbereich eingerichtet werden.

Larm

Auf das Plangebiet wirken Schallimmissionen, insbesondere in Form von Schienen- und
Gewerbelarm, ein. Die Berechnungen aus der schalltechnischen Voruntersuchung
ergaben fir das Plangebiet hinsichtlich des Gewerbelarms zum Teil Uberschreitungen
des zulassigen Spitzenpegels. So geht die TA Larm tagstiber von einem zuléassigen
Spitzenpegel von 85 dB(A) aus. Dieser wird geméal3 Prognose um 1 dB(A) tUberschritten.
Verursacht werden diese Gerauschimmissionen durch den 6stlich angrenzenden
Verbrauchermarkt sowie die Be- und Entladungen des Anlieferungsverkehrs. Um die
Gewerbelarmimmissionen entsprechend den Vorgaben der TA Larm zu mindern, soll
der Anlieferungsbereich eingehaust werden. Durch die Einhausung kann eine
Reduzierung um mehr als 1 dB(A) erfolgen.

Um diese Mal3nahme zu sichern und den Schallschutz fiir das Vorhaben zu garantieren,
wurden die Einhausung oder &hnlich wirksame MalRnahmen zwischen der
Vorhabentragerin, der WaBeQ und dem Betreiber des Verbrauchermarktes vertraglich
gesichert. Die Lésung dieser Problematik ist Voraussetzung fir die Wohnnutzung des
Neubauvorhabens.

Der Immissionsgrenzwert fur Verkehrslarm wird im Plangebiet nachts Uberschritten. Im
Plangebiet stellen sich die Werte folgendermalen dar:

- Im Bereich zwischen der Seewenjestral’e und der parallel verlaufenden Baugrenze
ist mit Verkehrslarmwerten nachts von 45 dB(A) bis 48 dB(A) zu rechnen. Hier ist
durch geeignete bauliche MalRnahmen (z.B. schallgeddmmte LUftungséffnungen)
sicherzustellen, dass in den zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsraumen der
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Mittelungspegel von nachts 30 dB(A) bei freier Belliftung (gekipptes Fenster) nicht
tberschritten wird.

- Nordostlich der parallel zur SeewenjestralBe verlaufenden Baugrenze ist mit
Verkehrslarmwerten von 50 dB(A) bis 56 dB(A) nachts zu rechnen. Hier ist durch
geeignete bauliche MalBnahmen (z.B. schallgeddmmte Luftungséffnungen)
sicherzustellen, dass in zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsrdumen der
Mittelungspegel von nachts 30 dB(A) bei geschlossenem Fenster nicht tberschritten
wird.

Der Nachweis fur die Erfullung der Anforderungen aus den oben genannten Regelungen
zum Schallschutz erfolgt im Einzelfall, so dass hieraus die notwendigen
SchallschutzmalBhahmen abgeleitet werden kénnen. Dabei kann unter Beachtung des
jeweiligen Einzelfalls auf Grundlage eines schalltechnischen Einzelnachweises von den
Anforderungen der getroffenen Schallschutzfestsetzungen abgewichen werden. Mit
dieser Regelung obliegt es dem Bauherrn, im Genehmigungsverfahren den Nachweis
des erforderlichen Schallschutzes zu fihren.

Eine ausfiihrliche Darstellung der im Plangebiet zu erwarteten Immissionen findet sich
in den Umweltbelangen (Kapitel D)

Klimaschutz und Entwasserungskonzept

Das Energiekonzept fur das Neubauvorhaben setzt auf eine konsequente Ausnutzung
von Solarenergie in Kombination mit Batteriespeichern. Hierdurch kann das Quartier
nahezu energetisch autark werden. Um dies zu gewahrleisten, werden auf 2/3 der
Dachflachen Photovoltaikanlagen installiert. Eine detaillierte Planung des
Energiekonzeptes erfolgt in der konkreten Gebaudeplanung. Der Bebauungsplan schafft
die Voraussetzung fiir das Konzept und setzt hierzu fest, dass bei Errichtung von
Gebauden die tragenden Konstruktionen der Dachflachen statisch so auszubilden sind,
dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie mdglich ist.

Die Gebaude des Neubauvorhabens werden als KfW Effizienzhauser 40 Plus errichtet.
Zusammen mit dem Energiekonzept wird ein energetisch optimiertes Wohnquartier
geschaffen. Die konkreten MaRnahmen des Energiekonzeptes werden im
Durchfiihrungsvertrag verankert.

Das Entwasserungskonzept sieht vor, das anfallende Regenwasser der Dachflachen
innerhalb von Rigolenkéasten unterhalb der zentralen ErschlieBungsflache sowie das
Regenwasser der Verkehrsflachen tber Muldenflachen zu sammeln und zeitverzogert
ins Grundwasser abzugeben. Zusatzlich werden die Dachflachen begrint. Hierzu setzt
der Bebauungsplan fest, dass mindestens 80 % der Flachdacher zu begrinen sind.
Hiervon ausgenommen sind Flachen fur die Errichtung von Anlagen zur Nutzung von
Solarenergie, Klima- und Luftungsanlagen sowie fur Fahrstuhliberfahrten. Eine
Installation von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie ist zudem auf begrinten
Dachflachen mdglich.

Die vorgenannten Malinahmen dienen neben der Entwéasserung des im Plangebiet
anfallenden Regenwassers auch zur Vorsorge gegeniber Starkregenereignissen, da
durch die Mulden und Rigolen das Retentionsvolumen vergroRert wird. Die
Vorhabentragerin verpflichtet sich im Durchfuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 140, dass sie im Rahmen des Entwasserungskonzeptes eine
Uberflutungspriifung fir Regenereignisse, die alle 30 Jahre oder seltener auftreten,
durchfuhrt.
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Hinweise

Kampfmittel

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann das Vorhandensein
von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen werden. Vor Aufnahme der planmaRigen
Nutzung ist daher in Zusammenarbeit mit den zustdndigen Stellen eine Sondierung und
ggf. Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.



D)

-15-

Umweltbelange

Da bei der vorliegenden Planung die Voraussetzungen zur Anwendung des 8 13a
BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) vorliegen, erfolgt die Aufstellung des
Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren.

Im Planverfahren nach § 13a BauGB kann von einer Umweltpriifung nach 8 2 Abs. 4
BauGB sowie vom Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs.
2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfigbar sind,
abgesehen werden, wenn die festgesetzte tGiberbaubare Grundflache weniger als 20.000
m2 betragt. Dies trifft im vorliegenden Fall zu, da das Plangebiet mit einer Flache von rd.
4.730 m2 deutlich unterhalb von 20.000 mz liegt. Auf eine Umweltprifung wurde daher
verzichtet. Gleichwohl werden die fur die geplante Bebauung relevanten Belange des
Umweltschutzes nachfolgend dargestellt.

Baum-, Arten- und Biotopschutz

Innerhalb des Plangebietes befinden sich neun B&aume, die alle nicht unter die
Baumschutzverordnung des Landes Bremen fallen. Zusatzlich kragen die
Kronenbereiche von 31 weiteren Baumen von Nachbargrundstiicken ins Plangebiet. Bei
den Baumen handelt es sich um Eichen, Buchen, sonstige Laubbaume sowie vereinzelte
Nadelbaume. Teilweise weisen diese Baume Stammumfange von mehr als 1,0 m und
Kronenradien von mehr als 8,0 m auf (siehe Anlage 3: Baumliste Seewenjestral3e 77-
97).

Diese Altbaumbestande im Umfeld des Plangebietes sind im Landschaftsprogramm
Bremen 2015 (Lapro) in ihrer Gesamtheit als wertvoll ausgewiesen und stellen
zusammen mit der nahe gelegenen stadtteilibergreifenden Freiraumverbindung
zwischen dem Waller und Oslebshauser Park wichtige private und 6ffentliche
Grunstrukturen dar. Den Baumen wird im Lapro eine wichtige Vernetzungsfunktion
zugewiesen. Punktuelle Uberplanungen von einzelnen Baumen fiihren zu keinem
Verlust dieser Vernetzungsfunktion.

Von den neun Bestandsbaumen werden finf (berplant. Diese sind gemafl der
Verordnung zum Schutze des Baumbestandes im Lande Bremen (BSVO) nicht
geschutzt und stellen sich wie folgt dar:

e Gemeine Esche (Nr. 29; Stammumfang: 0,93 m; Kronenradius: 5,50)

o Europaische Larche, (Nr. 38; Stammumfang: 1,14 m; Kronenradius: 6,90 m)
e Europaische Larche (Nr. 39; Stammumfang: 0,95 m; Kronenradius: 5,50 m)
e Europaische Larche (Nr. 40; Stammumfang: 1,25 m; Kronenradius: 3,50 m)
e Stiel-Eiche: (Nr. 78; Stammumfang: 0,30 + 0,57 m; Kronenradius: 3,00 m

Bei der Artenschutzkontrolle der Baume wurden die vorhandenen Baum- bzw.
Geholzbestande im Plangebiet in Bezug auf etwaige Vorkommen briitender Vogel sowie
vorhandener Lebensstatten von Brutvigeln, Fledermausen oder sonstigen Tierarten, die
mehrjahrig besiedelt werden kdénnen (z.B. Spechthéhlen, Fledermaus-Quartiere usw.),
untersucht. In den Kronenbereichen sowie an den Stdmmen sind keine diesjahrigen oder
vorjahrigen Horste oder Nester von Brutvogeln erkennbar gewesen. Wahrend der
Kontrollen konnte an den Baumen keinerlei Vogelaktivitat festgestellt werden.

Die an den Larchen und an den beiden Laubbdumen einsehbaren Baumstamme und
Aste weisen allesamt keine Hohlen, Spalten, Risse oder sonstige von hoéhlenbriitenden
Vogeln oder Quartierfledermausen besiedelbaren Strukturen bzw. Hohlrdume auf. Auch
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lieBen sich keine Rindenschdden, die z.B. als Tagesversteckplatze von
Baumfledermausen genutzt werden kénnten, entdecken.

Sonstige Spuren oder Indizien, die auf eine Lebensstattenfunktion hinweisen (z.B.
Kotspuren, Federn, Ultraschall-Rufsequenzen balzender Zwergflederméuse, usw.),
wurden nicht nachgewiesen.

Auch an den benachbarten Baumen sowie an den Baumen in der nahen Umgebung
zeigten sich aktuell keine Brutvogelbesiedlung oder Fledermaus-Quartiervorkommen.
Die Baumbestande wurden einzig zur Nachtzeit von zwei jagenden Individuen der
Zwergfledermaus besucht. Aufgrund der nur kurzen Aufenthaltszeit ist allerdings nicht
von einer ausgepragten Nahrungshabitatfunktion auszugehen. So verfligen
Zwergflederméause, die bevorzugt an Gehélzstrukturen jagen und im Bremer Raum weit
verbreitet sind, Uber ausgedehnte Habitatraume, die oftmals mehrere Kilometer abseits
der Wochenstuben liegen kénnen.

Aufgrund fehlender Brutvogel- und Fledermauslebensstatten sowie einer derzeit nicht
gegebenen Funktion als Brutvogel- oder Fledermaushabitat wird eine Fallung der funf
Baume als artenschutzrechtlich unbedenklich beurteilt. Verstof3e im Sinne des 8§ 44 Abs.
1 BNatSchG sind folglich nicht zu erwarten. Eine Fallung der Baume ist unter Beachtung
des Sommerfallverbotes (8 39 Abs. 2 BNatSchG) nur in der Zeit zwischen dem 1.
Oktober und 28. Februar vorzunehmen. Zu beachten sind ferner weitere Gebote bzw.
Verbote der Bremer Baumschutzverordnung.

Entwasserung

Das Landschaftsprogramm Bremen (Lapro 2015) weist das Plangebiet als eine Flache
mit einem hohen Versiegelungsgrad sowie als Bereich mit einem hohen
Regenwasserversickerungspotenzial aus. Um diese Potenziale zu nutzen, sind
insbesondere  fir  Freiflfichen im  Geschosswohnungsbau  Pflege- und
Gestaltungskonzepte zu entwickeln.

Durch das Neubauvorhaben ,Wohnen in Vielfalt* und die damit verbundene Neuordnung
des Gelandes sowie die weitgehende Entsiegelung des Geléandes werden Flachen
geschaffen, die auch zur Versickerung genutzt werden kénnen. Des Weiteren soll ein
Entwéasserungskonzept in Form von Rigolenkasten unterhalb der ErschlieRungsflachen
sowie einem Minimum an versiegelten Flachen das anfallende Regenwasser sammelin,
zurlckhalten und zeitverzogert abgeben.

Einzelheiten zum Entwasserungskonzept sind unter dem Kapitel C Nr. 6 ,Klimaschutz
und Entwasserungskonzept® beschrieben.

Immissionen

GemalR § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere die
Allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse sowie
umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die
Bevdlkerung insgesamt zu Dberiucksichtigen. Als Auftrag aus dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist bei der Planung sicherzustellen, dass schadliche
Umwelteinwirkungen auf Wohn- und sonstige schutzbedirftige Gebiete so weit wie
maoglich vermieden werden.

Auf das Plangebiet wirken Schallimmissionen, insbesondere Schienen- und
Gewerbeldarm, ein. Die Ermittlung und Bewertung der Larmsituation fir das
Wohnbauvorhaben erfolgte auf Grundlage eines Schallschutzgutachtens (T&H
Ingenieure GmbH, ,Schalltechnische Untersuchung fur die Aufstellung eines Vorhaben-
und ErschlieBungsplanes in der Seewenjestral3e in Bremen*; Bremen, 22.08.2018). Im
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Rahmen der Untersuchung wurden die Einwirkungen des Schienen- und Gewerbelarms
auf die geplanten Geb&ude ermittelt. Mit den Ergebnissen aus beiden Gerduschquellen
wurden jeweils fir den Schienen- sowie den Gewerbeldarm Beurteilungspegel fir
Fassadenabschnitte der geplanten Gebaude berechnet. Die Beurteilungspegel wurden
weiterfihrend unter dem Kapitel C Nr. 5 ,Larm“ beschrieben.

Im Rahmen der Bauleitplanung sind insbesondere die folgenden Normen und
Verwaltungsvorschriften zu beachten:

e DIN 18005 "Schallschutz im Stadtebau" i.V. mit Beiblatt 1

e TA La&rm  (Technische Anleitung La&rm - Sechste Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 26.8.1998;
GMBI. 1998 Seite 503 ff; rechtsverbindlich seit dem 1. November 1998)

e 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung)

Die DIN 18005 enthélt im Beiblatt 1 Orientierungswerte fir die stadtebauliche Planung.
Sie qilt nicht fir die Anwendung in Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren, wird
aber in der Bauleitplanung als Entscheidungshilfe verwendet. Die TA Larm dient dem
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Geréusche. Sie ist MalRgabe bei der Beurteilung von Schallimmissionen von
Gewerbe- und Industrieanlagen und somit fur die Bauleitplanung von indirekter
Bedeutung. Folgende Immissionsrichtwerte fir Allgemeine Wohngebiete sind zu
beachten:

e DIN 18005: tags 55 dB(A), nachts 45 dB(A)

e TAL&rm tags 55 dB(A), nachts 40 dB(A)
(Die Tagwerte gelten von 6.00 — 22.00 Uhr, die Nachtwerte von 22.00 — 6.00 Uhr.)

Eine weitere Schwelle bei der Abwéagung eines Ermessensspielraumes kdnnen die
Grenzwerte der 16. BImSchV darstellen. Mit der 16. BImSchV wurden vom Gesetzgeber
rechtsverbindliche Grenzwerte in Bezug auf Verkehrslarm durch Stralen- und
Schienenverkehr vorgegeben. Generell sind diese Immissionsgrenzwerte dann
heranzuziehen, wenn Stral3en oder Schienenwege neu gebaut oder wesentlich geandert
werden. Im Zusammenhang mit stddtebaulichen Planungen ist die Anwendung dieser
Grenzwerte nicht zwingend vorgeschrieben, jedoch werden sie regelmafig in der Praxis
zur Abgrenzung eines Ermessensbereiches und als weitere Abwéagungsgrundlage
herangezogen Fir die Beurteilung von Verkehrslarm sind fur Allgemeine Wohngebiete
folgende Immissionsgrenzwerte zu beachten:

e 16. BImSchV: tags 59 dB(A), nachts 49 dB(A)
(Die Tagwerte gelten von 6.00 — 22.00 Uhr, die Nachtwerte von 22.00 — 6.00 Uhr.)

Grundlage fir die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen von
SchallschutzmalRnahmen ist die ,Vereinbarung zum Schallschutz in der stadtebaulichen
Planung“ zwischen dem Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr und der Senatorin fir
Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz in der Neufassung vom 01.03.2016.

Die im Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 140 zu erwartenden
Immissionen und die getroffenen MaRnahmen werden nachfolgend beschrieben.

Gewerbeldrm

Die Berechnungen aus der schalltechnischen Voruntersuchung ergaben fir das
Plangebiet zum Teil Uberschreitungen des zuldssigen Immissionsrichtwertes um 1
dB(A) fur Allgemeine Wohngebiete gemal dem Spitzenpegelkriterium von 85 dB(A)
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nach TA Larm. Verursacht werden diese Gerauschimmissionen durch den &stlich
angrenzenden Verbrauchermarkt sowie die Be- und Entladungen des
Anlieferungsverkehrs.

Aufgrund der Uberschreitungen des zulassigen Immissionsrichtwertes um 1 dB(A) an
den zum Anlieferungsbereich des Verbrauchermarktes angrenzenden Fassaden der
geplanten Gebaude sind Malinahmen zur Schallreduzierung notwendig. Hierzu soll der
Anlieferungsbereich des Verbrauchermarktes in Abstimmung zwischen der
Vorhabentragerin, der WaBeQ und dem Betreiber des Verbrauchermarktes z.B. mit
einer ca. 4 m hohen Einhausung versehen werden. Die Einhausung wirde eine Lange
von ca. 20 m aufweisen und dadurch den Anlieferungsbereich in Richtung Westen
abdecken. Die Einhausung misste in Richtung Stdwesten offen sein, so dass ein Lkw
rickwarts in die Einhausung fahren kann. Zur Reduzierung von Reflexionen ist
mindestens die Decke der Einhausung mit einem absorbierenden Material zu belegen.
Aufgrund der Notwendigkeit dieser oder ahnlich wirksamer MaRnahmen wurde die
Einhausung des Anlieferungsbereichs den Berechnungen der schalltechnischen
Untersuchung zugrunde gelegt. Die Einhausung oder eine dhnlich wirksame MalRnahme
wird vertraglich zwischen der Vorhabentrdgerin und dem Betreiber des
Verbrauchermarktes abgesichert. Die rechtzeitige Umsetzung der
SchallschutzmalRnahme wird im Durchfliihrungsvertrag als Voraussetzung flir eine
Nutzungsaufnahme des Vorhabens vereinbart. Aufgrund dieser Sicherstellung der
vorgenannten SchallschutzmafRnahme einer Einhausung oder ahnlicher MaRnahmen ist
eine Festsetzung im Bebauungsplan nicht erforderlich.

Die Berechnungen der schalltechnischen Untersuchung ergaben, dass mit einer
Einhausung die Immissionsrichtwerte der TA-Larm von 55 dB(A) tags und 40 dB(A)
nachts an allen Fassaden der Gebaude im geplanten Wohngebiet unterschritten bzw.
eingehalten werden kdénnen. Die hdchsten Beurteilungspegel betragen tags 54 dB(A)
und nachts 40 dB(A) an den siuddstlichen Fassaden der norddstlichen Gebaude. Die
hdchsten kurzzeitigen Gerduschspitzen / Maximalpegel betragen tags an den
sudostlichen Fassaden dieser Gebdude durch das Absetzen von Containern
nordwestlich der geplanten Einhausung des Verbrauchermarktes 83 dB(A). Der
zulassige Maximalpegel von 85 dB(A) tags wird nicht Gberschritten. Nachts werden keine
kurzzeitigen  Gerduschspitzen/  Maximalpegel  durch  den  Betrieb  des
Verbrauchermarktes verursacht.

Unter Berticksichtigung der betrachteten Schallquellen sind keine schadlichen, tief-
frequenten Gerduschimmissionen zu erwarten. Mit einer Einhausung des
Anlieferungsbereiches  oder &hnlich  wirksamer MaflRnahmen konnen die
Immissionsschutzrichtwerte fir Allgemeine Wohngebiete im Plangebiet eingehalten
werden. Weitere SchallschutzmalRnahmen sind nicht erforderlich. Naheres zu den
vorgenannten SchallschutzmafRnahmen einer Einhausung oder &hnlich wirksamer
Malnahmen werden im Durchfiihrungsvertrag geregelt.

Schienenlarm

Im Rahmen des oben genannten Gutachtens wurden die zu erwartenden
Gerauschimmissionen, verursacht durch den 400 m entfernten Schienenverkehr,
innerhalb des Plangebietes ermittelt. Die Ergebnisse wurden nach der DIN 18005
.Schallschutz im Stadtebau“ sowie nach der 16. BImSchV beurteilt.

In Bezug auf den Schienenverkehrslarm ergaben die Berechnungen, dass es durch den
Schienenverkehr an den geplanten Wohnbebauungen nachts zu Uberschreitungen der
Orientierungswerte gemalf} Beiblatt 1 der DIN 18005 sowie der Immissionsgrenzwerte
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der 16. BImSchV kommt. In der nachfolgenden Grafik (Abb. 3) sind die nachtlichen
AulRenlarmwerte durch Schienenlarmimmissionen fir das gesamte Vorhabengebiet
dargestellt.

Abb. 3 Gebaudeldarmkarten Schienenlarm, Beurteilungspegel nachts
(Quelle: Schalltechnische Untersuchung fir die Aufstellung eines Vorhabens- und ErschlieBungsplanes in der
Seewenjestral3e in Bremen Projekt, T&H Ingenieure, Bremen)

Wie aus der Grafik erkennbar, werden die Orientierungswerte der DIN 18005 bzw. die
Grenzwerte der 16. BImSchV fur Allgemeine Wohngebiete nachts um 11 dB(A) bzw. um
7 dB(A) Uberschritten. Angesichts der stadtebaulich integrierten Lage des Plangebietes
und im Interesse der angestrebten Innenentwicklung werden die Uberschreitungen der
Orientierungs- bzw. Grenzwerte fir vertretbar gehalten, wenn ein ausreichender
Schallschutz fur Aufenthaltsraume im Geb&udeinneren — insbesondere wéahrend der
Nachtzeit — sichergestellt ist. So haben die Gutachter ermittelt, dass die
Vorhabenplanung mit passiven SchallschutzmafRnahmen zu keinen unvertraglichen
Wohnverhéltnissen fuhrt.

Die Festsetzungen zum passiven Larmschutz dienen der Gewahrleistung von gesunden
Wohnverhaltnissen, so dass in den zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsrdumen der
Mittelungspegel von 35 dB(A) tagsiuber und von 30 dB(A) nachts nicht Gberschritten wird.
Die passiven Schallschutzmaflihahmen wurden unter dem Kapitel C Nr. 5 ,Larm”
beschrieben.

Altlasten
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Im Geltungsbereich wurde ab 1967 im vorderen Gebietsteil eine Tankstelle und nach
1972 auf dem hinteren Teil des Geldndes sukzessive ein Garagenhof errichtet.

Die Tankstelle wurde im Jahr 2011 zurtickgebaut. Das ehemalige Tankstellengelande
liegt zurzeit brach. Der Garagenhof ist noch vorhanden. Im Zuge des Rickbaus wurden
im Untergrund Verunreinigungen durch Mineraldl-Kohlenwasserstoffe (MKW) mit
Konzentrationen bis zu 32.000 mg/kg TS und aromatische Kohlenwasserstoffe (BTXE)
mit Konzentrationen bis zu 54 mg/kg TS festgestellt. Die Bodensanierung wurde in
Begleitung eines Sachverstandigen, der bestatigt, dass die im Rahmen der
durchgefiihrten Bodenerkundung als kontaminiert ausgewiesenen Bodenbereiche als
saniert bewertet werden kdnnen, durchgefuhrt. Die Nachuntersuchung des
Grundwassers am 07.09.2011 an der GWM 2 im Grundwasserabstrom zeigt keine
nachweisbare Belastung.

In einer Voruntersuchung zur Baugrunderkundung (,Geotechnische Erkundungen und
Grindungsempfehlung, Ergebnisbericht”; Dipl.-Geologe BDG Jochen Holst; Osterholz-
Scharmbeck) wurden im gesamten Plangebietsbereich Bodenproben entnommen.
Hierbei war in einer gewonnenen Mischprobe eine Arsen- und Bleibelastung von 75 bzw.
906 mg/kg vorgefunden worden. Die Mischprobe war aus den erbohrten
Auffullungsschichten der Bohrungen KRB 4 bis KRB 6 erstellt worden.

Um weitergehende Aussagen Uber die im Geltungsbereich des VEP 140 im
Auffillungsmaterial gegebenenfalls vorliegenden Schadstoffbelastungen machen zu
kénnen, wurde im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zum VEP 140 eine weitere
gutachterliche Untersuchung durchgefiihrt (,Orientierende Untersuchungen beziiglich
schéadlicher Bodenverédnderungen und Altlasten®; ifab Ingenieurburo fur Altlasten und
Bodenschutz Dipl.-Ing. Jorn Pesel; Bremen). Im Rahmen dieser orientierenden
Untersuchungen wurden zusatzliche zwdlf Bohrungen auf dem Grundstiick abgeteuft.
Es zeigte sich, dass im Bereich des Garagenhofes unterhalb der Pflasterung
oberflachennahe schwarze Sande in Schichtstarken bis zu 0,40 m vorliegen, die deutlich
erhdohte Schwermetallgehalte aufweisen. In diesen schwarzen Sanden liegen
Arsengehalte bis zu 140 mg/kg, Bleigehalte bis zu 3.900 mg/kg, Chromgehalte bis zu
230 mg/kg und Nickelgehalte bis zu 280 mg/kg vor. In der Bohrung Se B11 wurde in
entsprechender Tiefenlage der schwarzen Sande eine ebenfalls auffallige, hier jedoch
rostfarbige Sandlage (mit Beimengungen an Metallteilen und Schlacke) vorgefunden,
die ebenfalls mit 60 mg/kg Arsen und 780 mg/kg Blei erhéhte Schwermetallgehalte
aufwies. Das Gutachten empfiehlt, diese bereits optisch sehr gut zu erkennenden
Sandschichten im Rahmen der Baufeldfreimachung auszubauen, zu separieren und zu
entsorgen. Hierbei sollte dringend darauf geachtet werden, dass die kontaminierten
Sande md@glichst nicht mit den unbelasteten Sanden vermengt werden.

Die ubrigen aus der Auffullung im Bereich des Garagenhofes entnommen Mischproben
wiesen lediglich Schadstoffgehalte auf, die wunterhalb der Prifwerte fir
Kinderspielflachen lagen. Bei der geplanten Umnutzung zur Wohnbauflache kdnnen
diese Materialien auf der Flache verbleiben.

Die in der Einzelprobe im Bereich des Garagenhofes entnommene Einzelprobe 8B
(Entnahmetiefe 0,06-0,40) mit einem BaP-Gehalt von 0,7 mg/kg (> Prifwert
Kinderspielflache) wirde beim Ausbau und der Separierung der schwarzen Sande (inkl.
der rostfarbenen Sande) ebenfalls ausgebaut und entsorgt werden.

Im dstlichen Randstreifen wurden in zwei Proben aus den Bohrungen Se B4 und SeB5
mit 370 bzw. 230 mg/kg Bleibelastungen oberhalb des Prifwertes der BBodSchV fir
Kinderspielflachen vorgefunden. Da im 6stlichen Bereich méglicherweise Spielplatze
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angelegt werden sollen, wird vorsorglich empfohlen, den aufgefillten Boden in diesem
Bereich bis in 1,00 m Tiefe auszubauen und zu verwerten sowie unbelastete Boden
wieder einzubauen.

AuBerdem wurde im Bereich der ehemaligen und sanierten Tankstelle in der Bohrung
Se B2 in 2,00-2,70 m Tiefe eine BTEX-Belastung von 1.182 mg/kg und 1.200 mg/kg
MKW vorgefunden. Im unter dieser Probe anstehenden Auelehm in 2,70-3,00 m Tiefe
waren lediglich 55 mg/kg MKW und 17 mg/kg BTEX vorhanden. Es ist durchaus mdglich,
dass nach Sanierungen von Tankstellengeldnden Restmengen der tankstellenbtirtigen
Belastungen meist kleinrAumig verbleiben. Da fur die Grindung der zukinftigen
Gebaude im Bereich der ehemaligen Tankstelle vermutlich die vorhandenen
Weichschichten ab ca. 2,50 m u. GOK ausgekoffert und gegen tragfahige Bodenarten
ausgetauscht werden, wird empfohlen, dabei angetroffene offensichtlich mit
tankstellenblrtigen Schadstoffen belastete Boden auszubauen, zu separieren und zu
entsorgen bzw. einer biologischen Behandlung zuzufthren.

Die oben beschriebenen Empfehlungen zum Ausbau der kontaminierten schwarzen
Sande, der Aufflllung im 6stlichen Randstreifen und der mit tankstellentypischen
Schadstoffen belasteten Bdden im Bereich der ehemaligen Tankstelle ist dabei
gutachterlich zu Gberwachen und zu begleiten.

Die fur eine Wohnnutzung erforderliche Bodensanierung sowie die entsprechende
gutachterliche Begleitung und Dokumentation der Sanierungsmafnahmen sind im
Durchfiihrungsvertrag vereinbart und damit gesichert worden.

Boden

Die natlrliche Gelandehdhe des Planungsgebietes liegt etwa zwischen 3,5 m bis
5,5 mNN. Im Plangebiet liegen mdglicherweise Auffillungen unbekannter Machtigkeiten
vor, die in der Regel aus Sanden bestehen. Als jingste geologische Schicht stehen
zunachst Fein- bis Mittelsande der Bremer Diine in Mé&chtigkeiten zwischen 1 und 3 m
an. Unter der Basis der Diinensande lagern Schluffe und Tone in Machtigkeiten von 1,5
m bis 2 m, ortlich kénnen Uber 2 m erreicht werden und es kénnen Torflagen enthalten
sein. Wegen dieser Weichschichtenlage muss der Untergrund als ,stark
setzungsempfindlich* eingestuft werden; die Tragfahigkeit ist ,sehr gering* bis ,gering".
Unter den holozanen Weichschichten folgen die Mittel- und Grobsande der Weichsel-
und Saale-Kaltzeit. Diese Wesersande bilden den oberen Grundwasserleiter. Ihre Basis
wird in Tiefen ab —15 mNN (= tiefer als 18 m u. GOF) durch die bindigen Lauenburger
Schichten gebildet.

Entsprechend der  jahreszeitlichen  Verhdltnisse  treten unterschiedliche
Grundwasserstandshéhen auf. Stichtagsmessungen (2015) ergaben
Grundwasserstadnde um ein mNN; Hochststande sind bei 1,5 mNN zu erwarten. Das
Grundwasser flie3t nach Nordosten.

Fazit

Der Umweltzustand im Plangebiet wird sich bei Durchfihrung der Planung gegenuber
der Nicht-Durchfihrung (Beibehaltung des Status-Quo) geringfligig verandern. Mit dem
Rickbau des bestehenden Garagenhofes sowie der Entsiegelung von Flachen ist damit
zu rechnen, dass sich bei einer Durchfihrung der Planung positive Effekte auf die
Bodenfunktionen sowie die mikroklimatischen Verhaltnisse einstellen.

Sonstige Umweltbelange, mit Ausnahme der dargestellten Belange des
Immissionsschutzes, werden von der Planung nicht betroffen. Wechselwirkungen
zwischen den einzelnen Umweltbelangen sind Uber die oben genannten Darstellungen
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hinaus nicht bekannt.

E) Finanzielle Auswirkungen / Genderpriifung

1. Finanzielle Auswirkungen
Bei der Realisierung der Planung entstehen der Stadtgemeinde Bremen keine Kosten.
Die Vorhabentragerin Ubernimmt im Durchfiihrungsvertrag die Verpflichtung, das
Vorhaben im Plangebiet auf eigene Kosten zu verwirklichen. Auch die Kosten fir die
Sondierung moglicher Kampfmittel im Plangebiet sind von der Vorhabentragerin zu
tragen.
Wegen einer moglichen Kampfmittelbeseitigung ist jedoch nicht auszuschliel3en, dass
der Stadt Bremen Kosten entstehen konnten. Die dafur erforderlichen Mittel werden —
soweit Dritte nicht zur vollstdndigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden
kénnen — entsprechend den zur Verfugung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch
genommen, Uber die die Birgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu
beschlie3en hat.

2.  Genderpriufung
Als Wohngeb&ude sowie als Arbeitsort kommt das Vorhaben fir Frauen, Manner und
Diverse gleichermal3en in Frage. Durch das Vorhaben sind daher grundséatzlich keine
genderspezifischen Auswirkungen zu erwarten.
Fur Entwurf und Aufstellung:
BPW baumgart+partner
Bremen,

Buroinhaber
Fur die Vorhabentragerin:
Waller Beschaftigungs- und Qualifizierungs-
gesellschaft GmbH gemeinniitzig (WaBeQ)
Bremen,
Geschaftsfuhrer
Anlagen:

Anlage 1: Lageplan; Verfasser: Sieber Architekten BDA, Bremen
Anlage 2: Baumassenperspektiven; Verfasser: Sieber Architekten BDA, Bremen
Anlage 3: Baumliste Seewenjestral3e 77-97; Verfasser: Vermessungsbuiro Horst, Bremen

Anlage 1: Lageplan, ohne Mal3stab
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Die in roter Farbe dargestellten Baume werden durch das Neubauvorhaben in der
Seewenjestral3e Uberplant.

Anlage 2: Baumassenperspektiven
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Anlage 3: Baumliste Seewenjestral3e 77-97

Nr. Art Stammumfang | Kronenradius | Bemerkung
1 Laubbaum 1,19 1,4
2 Laubbaum 1,30 6,5
3 Laubbaum 1,54 7,0
4 Laubbaum 1,61 5,0
5 Laubbaum 1,50+1,69 7,0 2 stimmig
6 Eiche 1,01 5,2
7 Buche 1,25 5,0
8 Eiche 1,32 5,0
9 Eiche 0,84 3,3
10 Eiche 1,26 8,5
11 Eiche 1,00 4.0
12 Laubbaum 0,80 6,0
13 Laubbaum 1,03 6,3
14 Eiche 1,23 6,4
15 Eiche 0,71 2,7
16 Eiche 1,14 5,7
17 Laubbaum 1,11 4.5
18 Laubbaum 1,38 6,2
19 Laubbaum 0,88 5,1
20 Buche 0,73 55
21 Buche 1,12 5,6
22 Buche 0,78 2,8
23 Eiche 1,23 7,3
24 Laubbaum 1,55+1,70 6,3 2 stimmig
25 Eiche 0,93 4.2
26 Buche 0,91 3,5
27 Buche 1,04 4,7
28 Buche 0,97 5,8
29 Laubbaum 0,93 55
30 Laubbaum 0,59 5,0
31 Laubbaum 0,70 4.5
32 Laubbaum 1,67 8,6
33 Eiche 1,99 9,2
34 Eiche 1,79 6,6
35 Eiche 1,35 5,3
36 Eiche 1,07 4.2
37 Eiche 1,25 5,6
38 Nadelbaum 1,14 6,9
39 Nadelbaum 0,95 55
40 Nadelbaum 1,25 3,5
41 Eiche 1,37 7,2
42 Eiche 1,38 7,2
43 Laubbaum 0,67 3,7
44 Laubbaum 0,75 4,3
45 Laubbaum 0,32 2,0
46 Eiche 1,42 5,7
47 Eiche 1,04 5,4
48 Obstbaum 0,27 2,8 4 stammig
49 Buche 0,66 + 0,76 3,9 2 stimmig
50 Laubbaum 0,46 2,9
51 Eiche 0,74 2,1
52 Eiche 0,72 2,1
53 Eiche 0,78 3,1
54 Buche 0,80 3,9
55 Eiche 0,92 45
56 Buche 0,61 2,8
57 Eiche 0,77 4,0
58 Eiche 0,63 3,0
59 Buche 0,62 3,4
60 Eiche 0,98 45
61 Eiche 1,06 6,0
62 Laubbaum 1,03 4,5
63 Laubbaum 1,02 4.7
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64 Eiche 1,80 7,2

65 Laubbaum 0,73 3,4

66 Eiche 1,25 3,3

67 Laubbaum 0,78 3,5

68 Laubbaum 1,27 6,0

69 Laubbaum 1,43 6,5

70 Laubbaum 1,33 7,8

71 Laubbaum 1,20 55

72 Birke 1,48 4.2

73 Laubbaum 2,34 8,1

74 Laubbaum 2,58 7,1

75 Nadelbaum 0,45 2,6

76 Laubbaum 0,55 2,9

77 Laubbaum 0,44 3,2

78 Laubbaum 0,30 + 0,57 3,0 4 stdmmig
79 Laubbaum 0,45 + 0,65 3,0 3 stdmmig
80 Laubbaum 1,26 + 0,90 6,8 2 stammig
81 Laubbaum 0,72 4.5

82 Pappel ca. 4,4 4,7 n. zgl. Stammumfang nur geschétzt

Die in Fettdruck dargestellten Baume werden durch das Neubauvorhaben in der
SeewenjestralRe Uberplant.



- 27 -

usaapy Ul ayQusy 1 @yl I Wb H1

i, [t

Hyeyung T

abnaziyeyely) Jnj YDIBISqUYEISNY pun -urg \ 4
I\ ey

uabejuezieid|is)g 5]

any usyoe|4 uoa Bunzuaibwn D

NIHDITZNY1d IDILSNOS

azualbneg
NIZNIHONVE

pundsBnzag wap Jaqn wejey ul
FJeunsyooH sie uebe|uy Jaydlneq SuesiO wg'glL MO
YEZUSLRBYPUNID +'0 74D

ONNZLNN NIHDIMNYE Y34 9vIN

19199Bulop sauBWaB|Y I

ONNZLNAN NIHOITNYE Y30 L8V

sue|dsbunnegeg usuabozaquageyion
$3p sydlaiaq; 99 Usipljwingl sap

e
NIONNZL3S1S3d IHOSIHINHOIFZ

(810Z'€0°5Z :puelssBunyiagiesg)

usBuledgig-uswaig

ul ageNg Joess| Jep pun agens Jefiisquiolg

1P '2Ye.IS|aSYIISAA Jp UsYIsIMZ ‘agjensaluamaag

13p ue ‘uapneqgabuyopn uoa Bunyolug aip uny
(ue|dsBungeiyosi3 pun -uageyloA yolelbnz)

orl Cm_awmcjzwnmm ._m:mmONmncmﬂ eylon

(3aNIZW3OLAYLS) NIW3YE LAYLSISNYH 31344

‘1Bayisne swyeuyoIsuIg Jnz yeyossebing
1op Bunyjemuap 1ap 19q usBunzysIEuS|d JOp JaNBQ 1P U0y 4P "UBIASPUNNIM USPUSYSIIYISEG NZ WBP N YISHUBP!
W 18! 43 Jep usBunziesisad usisByom BIp pun yoIRIaqsBUNIBS USP WO JBYDINYDISIETN Ul |[I8]S UBld J8seig

00G: L qisgow







	1. Entwicklung und Zustand
	2. Geltendes Planungsrecht
	3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
	4. Planungsverfahren
	1. Art der baulichen Nutzung
	2. Maß der baulichen Nutzung und überbaubare Grundstücksfläche
	3. Verkehrliche Erschließung, Stellplätze, Mobilitätskonzept und Garagenhof  Seewenjestraße
	4. Ver- und Entsorgung
	5. Lärm
	6. Klimaschutz und Entwässerungskonzept
	7. Hinweise
	1. Finanzielle Auswirkungen
	2. Genderprüfung

